Verkehrspolitik im Rückwärtsgang 

Die Aussagen der Regierung zum Thema Verkehr in den letzten Wochen veranlassen uns wie folgt Stellung zu nehmen.

Verkehrslösung:
Die Grundsätze für eine zukunftsorientierte Verkehrslösung sind in Fachkreisen längst bekannt und auch im Ideenwettbewerb 1994 nachzulesen. Im krassen Widerspruch zu diesen Erkenntnissen propagiert die Regierung gleichwertige Investitionen in den Individualverkehr und den öffentlichen Verkehr. Fazit: Durch zusätzliche Strassen nimmt der Individualverkehr zu, während sich die Position des öffentlichen Verkehrs verschlechtert. In der Folge staut sich der Autoverkehr spätestens in den Ballungsräumen wieder. Gemäss der Machbarkeitsstudie der Regierung führen Tunnelumfahrungen zu massivem Mehrverkehr und zu weiteren Überschreitungen der gesetzlich zulässigen Schadstoffbelastung. Die aktuelle Verkehrsdiskussion ignoriert das neue Luftreinhaltegesetz, das von der Exekutive eine erhebliche Reduktion der Schadstoffe verlangt. Interessant zum Thema Umfahrungsstrassen ist sicherlich auch die frühere Aussage von Regierungschef Otmar Hasler: „Wer heute eine Strasse an den Rand der Dörfer verlegt, hat morgen die Strasse in den Dörfern.“

Verantwortung:
Wer übernimmt schlussendlich die Verantwortung für die zukünftige Verkehrslösung? Hat die Regierung genügend Fachwissen zu diesem Thema? Darf das weitere Vorgehen zu einem solch komplexen Thema auf eine Telefonumfrage ausgerichtet werden? Nach unserem Verständnis ist die Politik zuständig für die Formulierung der Grundsätze einer nachhaltigen Verkehrspolitik und die Bewusstseinsbildung der Bevölkerung. Die Ausarbeitung von konkreten Lösungen kann nur Aufgabe von anerkannten Verkehrsexperten sein. 

Vertretung Liechtensteiner Interessen:

Das engagierte Vertreten von Landesinteressen gegenüber Nachbarn ist eine gängige politische Praxis. So wehrt sich Süddeutschland vehement gegen den Lärm des Flughafens Kloten. Auch Liechtenstein hat sich in der Vergangenheit gemeinsam mit Vorarlberg erfolgreich gegen die Bedrohung durch grenznahe Grossprojekte gewehrt (z.B. Öldestillerie in Sennwald und Atomkraftwerk in Rüthi).  Um so unverständlicher ist die nachsichtige Haltung unserer Regierung gegenüber dem Letzetunnel. Obwohl der Letzetunnel das Herzstück der Transitverbindung zwischen den beiden Autobahnen im Rheintal wäre - mit gravierenden Auswirkungen auf Liechtenstein - ist Frau Kieber-Beck der Meinung, dass Österreich den Nachbarn Liechtenstein zu diesem Vorhaben sicherlich nicht fragen müsse. Diese Aussage ist nicht vereinbar mit den immer wieder beteuerten gutnachbarschaftlichen Beziehungen und missachtet vitale Bürgerinteressen. Auch widerspricht sie den Richtlinien der Alpenkonvention. 

Politik verhindert nachhaltige Lösungen:

Auch in Vorarlberg verhindert die Politik zukunftsfähige Verkehrslösungen. So entlastet der Letzetunnel aus der Sicht von kompetenten Fachleuten die Bärenkreuzung in Feldkirch nur kurzfristig vom Verkehr. Trotzdem halten die Politiker an diesem veralteten (13 Jahre!) Projekt fest.  Eine wirksame und nachhaltige Entlastung von Feldkirch und Liechtenstein würde durch Einführung eines regionalen Mobilitätsmanagements erreicht.  Dieser Lösungsweg wäre eine Chance für unseren Lebensraum. Profitieren würde die Umwelt durch bessere Luft und die Volkswirtschaft durch Investitionen in eine nachhaltige  Infrastruktur. Wie lange muss die Bevölkerung noch warten, bis sich die Politiker für eine zukunftsfähige Lösung des Verkehrsproblems entscheiden?

Weitere Informationen zu Verkehr und dessen Auswirkungen finden Sie unter www.transitstrassen.li .
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